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Vev ^ avtoffelkvebs eine große
Gefahr füv de« ^ avtofselbau

Von Landesökonomierat Hauck, Graben

Der KattoffelkrebS ist in Deutschland seit 1908 bekannt . In
fast sämtlichen europäischen Staaten tritt er als gefürchtete
Kartoffelkrankheit auf . Da der Kartoffelkrebs zuerst nur in
Kleingärten auftrat , wurde ihm anfänglich keine große Be -
achtung zu teil . Seit er aber auf die Kartoffelfelder iiberge -
griffen hat , ist die Verschleppung des Krebses von verseuchten
auf unverseuchte Gebiete eine ständig wachsende Gefahr .

Die Erkrankung der Kartoffel an Krebs ist äußerlich am
Kartoffelkraut nicht zu erkennen . Es können Felder mit sehr
schöner Krautentwicklung vollkommen verseucht sein , da sich
die verderbliche Arbeit des Krebses nur auf die Knollen er -
streckt. Der Kartoffelkrebs wird durch ein Bakterium verur -
sacht , das an den Augen der Knollen mehr oder weniger
große korallen - oder blu,nenkohlartige Wucherungen verur -
sacht. Diese Mißbildungen sind anfänglich hellbraun und fest,
später werden sie dunkelbraun bis schwarzbraun und zerfal¬
len besonders bei feuchter Witterung zum großen Teil gegen
Ende der Vegetationsbehörde . Bei starker Verseuchung des
Feldes und beim Anbau stark anfälliger Kartoffelsorten
kommt es vielfach überhaupt zu keiner Knollenbildung , da sich
an den Tragfäden (Stolonen ) an Stelle von Knollen unmit¬
telbar Krebsgeschwülste bilden . Der Befallsgrad hängt wesent¬
lich von der Bodenfeuchtigkeit ab . Bei großer Trockenheit des
Bodens ist der Befall selbst auf stark verseuchten Feldern meist
gering , während er bei feuchtem Boden und in Jahren mit
reichen Niederschlägen außerordentlich stark ist, und nicht sel-
ten eine vollkommene Mißernte zur Folge hat . Da zur Zeit
der Ernte bereits ein großer Teil der Wucherungen zerfallen
ist , so bleiben massenhaft Ansteckungskeime im Boden zurück.
Dadurch wird ein Feld , auf dem einmal Kartoffelkrebs auf¬
getreten war , auf viele Jahre hinaus verseucht . Die Lebens -
dauer der Dauersporangien ist so groß , daß selbst beim Aus -
setzen des KartosselbaueS noch nach 10 Jahren infektionstüch¬
tige Keime im Boden vorhanden sind . Bei häufiger Wieder -
holung des Kartoffelbaues auf verseuchten Feldern , tritt all -
-mählich eine solche Anreicherung des Bodens mit Krankheits -
keimen ein , daß die Kartoffelpflanzen bereits vor der Knol¬
lenbildung befallen werden .

Die von Jahr zu Jahr fortschreitende Verbreitung des Kar -
josfelkrebfes ist ein Zeichen dafür , wie außerordentlich leicht
die Krankheit verschleppt werden kann . Die Weiterverbreitung
des Krebses kann auf verschiedene Weise erfolgen . Am häu «
sigsten wird er durch die Pflanzkartoffeln übertragen . Schon
durch die Verwendung äußerlich gesund erscheinender Pflanz -
kartoffeln von krebsverseuchtem Feld ist die Möglichkeit einer
Verschleppung gegeben . Da einmal erkrankten Kartosfeln , auch
wenn die Wucherungen zerfallen sind , immer noch massenhaft
Keime anhaften , und außerdem noch bei schweren Böden und
feuchten Erntewetter erhebliche Mengen krebsverseuchter Erde
mit den Kartoffeln geerntet und eingelagert werden . Auch
durch Abfälle kranker Kartoffeln , die auf den Mist und damit
tvieder auf den Acker gelangen , kann der Krebs verbreitet wer -
den . In manchen Fällen ist auch die Übertragung durch die
den Ackergeräten anhaftende Erde erfolgt . Da beim Verfüt -
tern ungekochter krebskranker Kartoffeln die Krankheitskeime
unverdaut den Darm des Viehs passieren , so kann natürlich
auch hierdurch der Kartoffelkrebs verschleppt werden .

Als einzig wirksame Maßnahme gegen die Ernteausfälle
durch den Kartoffelkrebs hat sich der Anbau krebsfester Kartof -
selsorten in den verfeuchten Gebieten erwiesen . Nur hierdurch
ist die Fortsetzung des Kartoffelbaues auf einmal verseuchtem
Felde möglich . Diese Sorten sind vom Deutschen Pflanzen -
schutzdienst durch mehrjährige Feldversuche m verschiedenen
Gegenden auf ihre Widerstandsfähigkeit gegen Krebs geprüft .
Ihre Anbauwürdigkeit ist durch mehrjährige Anbauversuch -
erwiesen . Krebsfestes Pflanzgut ist in genugenden Mengen
vorhanden . Die zur Zeit verfügbaren Sorten durften allen
Anforderungen im bezng auf Bodenverhältnisse und verwen -

dungszweck genügen . Nur durch den Bezug anerkannter krebs -
fester Pflanzkartoffeln wird die Gewähr für sortenreines und
sortenechtes Pflanzgut gegeben . Eine Auslese der krebsfreien
Knollen anfälliger Sorten aus krebsverseuchten Bestanden ge-

nügt nicht , da erstens schwach erkrankte leicht ubersehen wer -
den und auch den gesunden die Krankheitskeime anhaften , die
beim Wiederaubau zur Erkrankung der Knollen fuhren kon-
nen . Nicht krebssreies , sondern nur krebsfestes Pflanzgut vir -
tet eine sichere Gewähr für einen gesunden Nachbau !

Da der Kartoffelkrebs vor wenigen Tagen in großem Um -
sang festgestellt worden ist . besteht für viele Orte dre Gefahr
der Einschleppung . Laut Verordnung vom 10 . Dezember 1924
Gesetz- und Verordnungsblatt S . 303 besteht Anzeigepflicht
für Kartoffelkrebs . ES ist daher Pflicht jedes Kartoffelpflan¬
zers , verdächtige Erscheinungen an seinen Kartoffeln , die auf
Krebs schließen lassen , sofort auf dem Rathaus anzuzeigen .
Wegen der ungeheuren Gefahr , die der Kartoffelkrebs für un -
sere Bolksernähruug in sich birgt , ist seine Bekämpfung allge -
mein wie auch Privatwirtschaft « » von größtem Interesse .

Der Hauptausschuß der Abrüstungskonferenz tritt in der
Woche nach dem 21 . Dezember zusammen .

7 Die Regierungsbildung in Rumänien . Der Bauernführer
Maniu hat den Auftrag der Regierungsbildung endgültig an -
genommen . Außenminister wird voraussichtlich Titulescu
werden .

Sparmaßnahmen in Österreich. Außer dem Abbau von etwa
. 130 Mittelschulen soll vom Finanzminister die Aushebung der

medizinischen Fakultät Innsbruck , der philosophischen in Graz
und der evangelisch - theologischen in Wien vorgeschlagen worden
sein.

Letzte Nachrichten
Hevviot zum Rüftungsvvoblem

„Was würde Frankreich tun,
wenn Deutschland wieder aufrüstet ? "

ERB . Paris , 20 . Okt. ( Priv .-Tel .) Wie ..Populaire " be-
richtet , soll der radikale Abgeordnete und Bürgermeister von
Roueu , M e t a y e r , im Verlaufe der gestrigen Sitzung des
K a m m e r a u Ss chu s s e s für auswärtige Angele -
g e n h e i t e n dem Ministerpräsidenten H e r r i o t die Frage
vorgelegt haben : „ Was würden Sie tun , wenn
Deutschland wieder aufrüstet ? " Herriot soll
darauf geantwortet haben : „Die Regierung würde de» In -
ternationalen Gerichtshof im Haag mit der
Verletzung des Berfailler Vertrages durch
Deutschland befassen ".

Darauf soll Metayer die weitere Frage gestellt haben :
„Wenn nun der Internationale Gerichtshof Frankreich Unrecht
gäbe , was dann ? " Herriot soll geantwortet haben : „Dann
wären zwei Lösungen möglich : Gewaltmittel und juristische
Mittel . Niemals würde die jetzige Regierung die ersten Maß «
nahmen anwenden ." Weiter befragt , ob die Verordnung der
Reichsregierung vom 14 . September über die Ertüchtigung der
Jugend nicht dem Artikel 177 des Versailler Vertrages zu -
widerlaufe , soll Herriot geantwortet haben , die juristischen
Sachverständigen des Quai d 'Orsay seien der Ansicht, daß diese
Bestimmung dem Artikel 177 nicht widerspreche .

Nie deut5ck-svan,bsischen
Handelsbeziehungen

Frankreichs Schulden an Amerika
WTB . Paris , 20 . Okt . (Tel .) Vor dem auswärtigen Kam -

merausschuß der französischen Kammer hat gestern , ..Echo de
Paris " zufolge , der frühere Handelsminister Bollin geäußert ,
daß es vielleicht besser wäre , den Handelsvertrag mit Deutsch -
land zn kündige » , wenn es wahr sei, daß Deutschland nichts
in Frankreich kaufe , und daß der jetzige deutsch- französische
Handelsvertrag sich fatalerweise gegen Frankreich auswirke .
Herriot soll die Argumente Rollins nicht bestritten , aber er-
klärt haben , er ziehe es vor zu versuchen , auf dem Berhand -
lnngswege ein günstigeres Handelsregime zu erreichen .

Herriot gab u . a . auch eine Erklärung über die Behandlung
der französischen Schulden bei Amerika ab . Herriot habe be-
tont , die französischen Handelsschulden , also die 400 Millionen
Dollars für die übernommenen amerikanischen Heeresvorräte ,
die in Frankreich verblieben waren , würden von Frankreich be-
zahlt werden , und Frankreich werde den Fälligkeitstermin
vom 16 . Dezember für einen Betrag von 1800 Millionen
Franken , wie verabredet , einhalten . Aber man müsse zwischen
dieser Handelsschuld und den politischen Schulden unterschei -
den . Was letztere betreffe , so werde Frankreich Berhandlun -
gen einleiten und eine günstigere Behandlung zu erlangen
versuchen .

Nie Lndnttvie - nnd Handelskammer
Berlin an Vaven

CNB . Berlin , 20. Okt . (Priv . -Tel . ) Die Industrie - und
Handelskammer zu Berlin hat an den Reichskanzler ein Tele -
gramm gesandt , in dem sie erneut die Reichsregierung drin -
gend ersucht , den Plan einer Kontingentierung der Einfuhr
landwirtschaftlicher Erzeugnisse möglichst bald aufzugeben , da
jeder Tag der Verzögerung dem Außenhandel neue Verluste
bringe .

vor dem Liftenschlutz
iüv die Reitbstasswabl

Reichstvahlausschuß am kommenden Dienstag
Die Frist der Parteien für die Einreichung der Kreiswahl -

Vorschläge zur bevorstehenden Reichstagswahl läuft heute ,
Donnerstag , ab . Die Frist für die Vorlegung von Reichswahl -
vorschlagen findet ihr Ende am kommenden Sonntag . Es
haben jk' ch- bereits jetzt fünf kleine Gruppen für den Reichs -
wahlvoüf ' '

& angemeldet , darunter die Polenpartei und die
Hörfing -Bewegung .

Die Zahl der Einzelvorschläge aus dem Reichswahlvorschlag
dürfte , falls nicht noch viel Splitterparteien dazukommen ,
diesmal geringer weröc . .. .n » oei den letzten Wahlen . Es hat -
ten nur 12 Parteien bei den letzten Wahlen Abgeordnete in
den Reichstag entsandt . Diese 12 Parteien haben ihre Num °
mer auf den Reichswahlvorschlag reserviert erhalten . Einige
von ihnen , so Wirtschaftspartei . Landvolk und Deutsche Volks «
Partei dürften aber auf ihre Nummer für den Reichswahlvor -
schlag deshalb verzichten , weil sie sich anderen Vorschlägen
anschließen .

Am Dienstag nächster Woche dürfte die Sitzung deS Reichs¬
wahlausschusses stattfinden , in der . abschließend festgestellt"
wird , wieviel und welche Wahlvorschläge zur Reichstagswahl
zugelassen werden . Das amtliche Ergebnis dieser VerHand -
lung wird am Mittwoch kommender Woche im „Reichsanzeiger "

veröffentlicht .

280 Millionen für das Arbeitsbeschaffungsprogramm der
Reichsbahn . Die Reichsbahn hat nunmehr die Verhandlungen
über die Finanzierung ihres Arbeitsbeschaffungsprogramms
von 280 Millionen Reichsmark beendet . Dieses Programm be-
ruht darauf , daß der Reichsbahn rund 180 Millionen Reichs -
mark Steuergutscheine aus der Beförderungssteuer zur Ver -
fügung stehen , und daß für weitere 100 Millionen Reichsmark
ihr eigener Kredit angespannt werden soll.

» Theorie und vvaxis
Vor kurzem hat sich eine Reihe führender Kaufleute in

London öffentlich für die dcntschr Forderung nach Gleich»
berechtigung ausgesprochen . Gleichzeitig aber hat einer
dieser Kaufleute erklärt , daß man in England zwar eiN -
miitig diese Forderung billige , daß man aber keinesfalls
daran denken könne , sich ihretwegen in einen Konf ' ikt
mit Frankreich zu stürzen , da das Land jetzt Ruhe und
Frieden brauche .

Nichts vermag die britische Politik besser zu illustrie -
reu , als diese Äußerung . So ist es in der Tat : England
beurteilt innerlich die deutsche Forderung und die deut¬
schen Anstrengungen , wieder hochzukommen, durchaus
freundlich . Es hat auch nicht die mindeste Vorliebe für
Frankreich , dessen militärische Überlegenheit zu Lande ,
in der Luft und unter dem Meere vielfach sehr richtig
als eine Bedrohung Großbritanniens aufgefaßt wird .
Aber gerade , weil diese militärische Überlegenheit so evi-
dent ist. und weil die wirtschaftlichen und sozialen Schmie -«
rigkeiten in England so überaus groß sind, scheut die
Londoner Politik eine jede energische Masinahme , die ge-
eignet sein könnte . Paris vor den Kopf zn stoßen . Und
Paris weiß das nur zu gut und handelt danach. »

Die politische Theorie in England ist für uns günstige
die politische Praxis » nicht. Denn die englischen Staats -
männer haben ja nur das eine Mittel , um Frankreich
zum Einlenken zu bringen , nämlich das Mittel freund -
schaftlicher Überredung . Und allein von Frankreich hängt
es ab , ob es sein Ohr öffnen will oder nicht. Im besten
Falle kann man in London hoffen . Frankreich zu einem
Kompromiß zu bewegen . Und deshalb bewegt sich ja auch
die ganze britische Außenpolitik der letzten Zeit auf der
Linie der Vermittlungs - und Kompromißbestrebungen ^

Aber noch auf einem anderen Gebiete zeigt sich der
Gegensatz von Theorie und Praxis . Man würde die
Engländer falsch einschätzen, wenn man von ihnen glau¬
ben wollte , daß sie sich über die unangenehme , militärische
Lage , in der sie sich befinden , nicht im Klaren wären . In
Großbritannien weiß man nur zu gut , daß Frankreich
trotz aller Beteuerungen seiner „Friedensliebe " die gan -
zen Jahre nach dem Ende des Weltkrieges benutzt hat ,
um seine Rüstung zu Lande , zu Wasser und in der Luft
unvergleichlich stark zu machen, während man in England
wirklich dem Friedensgedanken opferte und die militä -
rischen Kräfte in einer Weise reduzierte , die manchmal
schon beinahe an Selbstentmannung grenzte . So ist es
gekommen , daß England die militärische Vormachtstellung
zur See Amerika gegenüber verloren hat : und so ist es
gekommen , daß England Frankreich in der Luft und unter
dem Meere vollkommen unterlegen ist . Nur im Bunde
mit einer anderen respektablen Macht setwa mit Italien )
würde England heute einen Waffengang mit Frankreich
riskieren dürfen .

An die Möglichkeit eines solchen Waffengangs denkt
man aber in England nicht, wenigstens nicht in den Krei -
sen der Politik und der Wirtschaft . Man ist dort im all -
gemeinen wirklich friedliebend . Aber das alles kann na -
türlich die britischen Militärs nicht hindern , einzusehen ,
daß England mit dieser Art Friedensliebe einem macht-
gierigen und bis an die Zähne bewaffneten Frankreich
gegenüber immer mehr und mehr ins Hintertreffen ge-
rät .

Und so offenbart sich auch hier wieder der Gegensatz
von Theorie und Praxis : während die britische Politik
für Frieden und Abrüstung eintritt , bevorzugt das Mili -
tär ganz andere Ideen . Vor allem ist es die britische Ad-
miralität , die neuerdings wieder alles daransetzt , um
eine große Flotteureform durchzudrücken. Diese Flotten -
reform soll , wenn sie auch die Tonnage selbst vielleicht
noch etwas herabsetzt , die militärische Schlagkraft der
Flotte verstärken . Geschehen soll das durch den Bau von

' Kriegsschiffen mittlerer Tonnage und durch eine neue
und bessere Ausbildung der Offiziere und Mannschaften .

Das wichtigste aber ist , daß die britische Admiralität
plant , die Mittelmeerflotte mit der Heimatflotte in den
heimischen Gewässern zu vereinigen . Es würde das bedeu-
ten , daß man für den Fall eines Krieges die Sicherheit
Englands unmittelbar bedroht glaubt . Es würde das
weiterhin bedeuten , daß man nicht mit der Möglichkeit
rechnet . Italien als Feind im Mittelmeer zu haben . Denn
sonst wäre ja die Zurückziehung der Mittelmeerflotte
nichts anderes als eine Preisgabe der dortigen Machte
Positionen Großbritanniens .



Interessant ist die TatsaKe , daß Frankreich vor kurzem
das Gros seiner Seestreitkräfte in den Gewässern seiner
West - und .Nordküste konzentriert hat . Frankreich ist also
gewissermaßen England vorangegangen . Jedenfalls kann
Sie Vereinigung der britischen Heimatflotte mit der Mit -
telmeerslotte , unter militärischem Gesichtswinkel gesehen,
nur den einen Sinn haben , daß die britische Admiralität
in Frankreich den mutmaßlichen Gegner in einem spä-
teren Kriege erblickt, und daß es sich heute schon darauf
einrichtet .

Also auch hier wieder das Aufeinanderprallen von
Praxis und Theorie . Aber , was sollen die übrigen Mächte
tun , solange ihnen ein militärisch übermächtiges und
übermütiges Frankreich gegenübersteht ? ! Das Abrüstungs -
Problem ist ein französisches Problem . Frankreich muß
abrüsten . Dann erst wird der Friede gesichert sein . Wenn
aber Frankreich nicht abrüstet , werden auch die' übrigen
Großmächte bei ihrer Rüstung beharren müssen . Ja , Eng -
Icmd wi »d sich ernsthaft die Frage vorzulegen haben , ob es
nicht alles versuchen will , um den Vorsprung Frankreichs
in der Luft und unter dem Meere wieder einzuholen .

. Die Gebältev des Reichskanzlers
und dev Reichsministev

Eine Richtigstellung
Verschiedentlich sind während des Wahlkampfes Behauptun -

gen über die Höhe des Gehaltes des Reichskanzlers und der
Rcichsminister im Umlauf , die völlig von den Tatfachen ab -
weichen . Wenn behauptet wird , der Reichskanzler beziehe ein
Gehalt von 45 000 RM ., dazu eine Dienstaufwandsentschädi -
gung von 18 000 RM . und ein Wohnungsgeld von 2520 RM .,
also insgesamt 65 520 RM ., so ist demgegenüber richtig , daß
auf Grund des Ministergesetzes vom 2g . März 1930 die Be -
züge des Kanzlers sich zusammensetzen aus einem Grund -
geholt von 45 000 RM ., einem dreiprozentigen örtlichen Son -
derzuschlag von 1350 RM ., zusammen also 46 350 RM . jähr -
lich. Unter Berücksichtigung der inzwischen erfolgten Kürzun -
gen von insgesamt 37 Proz . auf Grund der Notverordnungen
und des freiwilligen Verzichtes hat sich dieses Diensteinkom -
men um 1? 143 RM . vermindert , so daß das jährliche Ein -
kommen des Reichskanzlers also 29 200,50 RM . beträgt . Das
steuerpflichtige Diensteinkommen des Kanzlers unterliegt den
üblichen Abzügen der Einkommensteuer , dem Zuschlag für
Einkommen über 8000 RM . , der Krisensteuer der Veranlag -
ten , der Bürgersteuer und der Kirchensteuer . Die neben die-
sen Bezügen dem Reichskanzler gewährte Dienstaufwands -
entschädigung , deren Höhe durch den Haushaltsplan bestimmt
wird , beträgt zur Zeit 18 000 RM . jährlich . Einen Woh -

" nungSgeldzuschuß bezieht der Reichskanzler nicht .
Die Gehälter der Reichsminister sind ebenfalls nach dem

Gesetz vom 29 . März 1930 geregelt . Danach bezieht ein Reichs -
minister an Grundgehalt 36 000 RM ., dazu drei Proz . örtlichen

, Sonderzuschlag in Höhe von 1080 RM ., zusammen 37 080 RM .
Die 37prozenttge Kürzung auf Grund der Notverordnungen
beläuft sich aus 13 719,60 NM ., so daß gegenwärtig das Mi -
nistergehalt 23 360,40 RM . beträgt . Auch dieses Gehalt un -
terliegt den gleichen Abzügen wie das des Reichskanzlers .
Die Dienstaufwandsentschädigung der Reichsminister beträgt
4800 RM . ; ein Wohnungsgeld beziehen die Reichsminister
gleichfalls nicht .

^ uvze Aachvichte«
Djr schwebende Schuld des Deutschen Reiches betrug am

30 . September 1982 1757,1 Will . RM . gegenüber 1908,8 Mill .
Reichsmark am 31 . August 1932.

Die Personalausgaben bei den subventionierten Betrieben .
Zur Ausführung der Bestimmungen der Verordnung vom
4 . September 1932 über die Einschränkung der Personalaus -
^aben bei subventionierten Unternehmen sind ergänzende und
erläuternde Bestimmungen in Vorbereitung , über die die
Reichsregierung nach Abschluß der erforderlichen Verhandlungen
unter den beteiligten Ressorts und mit den Ländern Beschluß
fassen wird . Die bisher über den angeblichen Inhalt erschienenen
Pressenachrichten entbehren jeder Grundlage . •

Der angekündigte Redewettkampf Schmidt und Steuer
iDNVP . ) contra Dr . Goebbels (NSDAP .) fand am Mittwoch
abend iin der Hasenheide in Berlin statt . . Die Versammlung
mußte vorzeitig geschlossen werden .

Moritz Dornier + . Moritz Dornier , der Bruder und Mit -
arbeiter des Flugzeugkonstrukteurs Dr . - Jng . h .

' c . Claudius
Dornier , ist in München an den Folgen einer Operation ge-
storben .

Fiirstenhochzeit in Coburg . Auf der Feste Coburg fand am
Mittwoch die standesamtliche Trauung des Prinzen Gustaf
Adolf von Schweden mit der Prinzessin Sybille statt .

kleine Sbvontt
Das Luftschiff „ Gras Zeppelin " -ist nach der Rückfahrt von

Pernambuco am Mittwochabend in Friedrichshafen um 21 .43
Uhr glatt gelandet . Führer war Dr. Eckener . An Bord befan -
den sich 14 Passagiere .

Zollbeamte stellten am Mittwoch im Aachener Wald eine
Schmugglerbande von hundert Personen und beschlagnahmte
eine große Menge Waren .

Zwei weitere , der bei der Schlagwetterexplosion in Hückel«
Hoven bei Aachen schwerverletzten Bergleute sind gestorben . Die
Gesamtzahl der Toten beträgt nunmehr sechs.

Bei einem Bahnübergang bei Passendorf bei Halle a . ©.
stieß ein Autobus mit einem Personenzug zusammen . Zwei
Personen wurden getötet .

Jsi Brannschweig wurde wegen dringenden Verdachts der
Beteiligung an den vor einigen Jahren in und um Braun «
schweig verübten Anschlägen auf die Reichsbahn , sowie wegen
dringenden Verdachts von damit zusammenhängenden Amts -
Unterschlagungen und Urkundenfälschungen zwei Reichsbahn -

. beamte verhastet .
In der kommunistischen City -Druckerei des Karl -Liebknecht -

Hauses in Berlin wuxde am Mittwoch eine Haussuchung vor -

genommen . Eine Rotationsmaschine wurde beschlagnahmt .
Das Zittauer Stadtmuseum wurde in der vergangenen Nacht

von Einbrechern heimgesucht , denen Museumsgegenstände von
unschätzbarem Wert in die Hände fielen Besonders zu beklagen
ist der Verlust von sechs wertvollen Taschenuhren aus dem
17 ., 18. und 19. Jahrhundert . Weiter wurden zwei große
gowene , mit Diamanten besetzte Monstranzen und ein goldener -
Kelch mit Deckel gestohlen. Außerdem nahmen die Einbrecher

' zahlreiche Schmuckgegenstände mit , die es in Deutschland in
dieser Ausführung nur in wenigen Stücken gibt. '

Die Ergänzung
dev Sozialleifinngen

Eine Rundfunkrede des Reichsarbeitsministers
Reichsarbeitsminister Schaeffer sprach Mittwochabend in

der Stunde der Reichsregierung über alle deutschen Sender
über die neue Verordnung „Zur Ergänzung von Sozialleistun .
gen" , mit der, wie der Minister betonte , die Reichsregierung
ein Versprechen einlöse , das sie schon vor Monaten gegeben
habe , dem aber stellenweise ein gesuchtes Mißtrauen entgegen -
getreten sei.

Der Inhalt der Verordnung werde dem einen , der nur Wirt -
schaftlich denke, etwas gewagt , und dem anderen , der nur sozial
denke , nicht bedeutend genug erscheinen . Die Verordnung denke
wirtschaftlich und sozial zugleich .

Die Arbeitslosenziffer sei die schmerzlichste aller Zahlen . Sie
liege auch jetzt noch über dem Stand vom Oktober 1931. Für
die Beurteilung der Gegenwart und für die Vorhersage der
nächsten Zukunft komme es aber weniger auf den Abstand
zwischen der Zahlenreihe von heute und der des Jahres 1931
an , bezeichnend sei vielmehr die Richtung , nach der sich die bei-
den^Zahlenreihen bewegten .

Wenn auch für die erste Ottoberhälfte dieses Jahres ab-
schließende Zahlen noch nicht bekannt seien : die vorläufigen
Meldungen sprächen , wie es scheine, gegen eine Erhöhung der
Arbeitslosenziffer in diesem Zeitabschnitt . Anders das Bild
aus der ersten Oktoberhälfte 1931 : damals sei die Arbeits -
losenziffer um 130 000 in die Höhe gegangen .

Die Tendenz sei Unverkennbar . Die zwei Zahlreihen der
Arbeitslosen in den Jahren 1931 und 1932 näherten sich
einander ; ihre Entfernung werde immer geringer , sie suchten
den gemeinsamen Schnittpunkt . Für die beginnende Belebung
der Wirtschaft gebe es noch ein anderes Anzeichen , nämlich
das Ansteigen der Beschäftigtenziffer . Auch die Statistik , die
der Allgemeine Deutsche Gewerkschaftsbund für seine Mit -
glieder führe , beweise , daß die Zahl der Beschäftigten im Sep -
tember zugenommen habe , und zwar in einem Ausmaße , der
einen allgemeinen Schluß zulasse .

Die gegenwärtige Reichsregierung habe ebenso wie die
frühere nur deshalb einen Teil der Leistungen preisgegeben ,
weit ihr das Ganze gefährdet schien . In dem Maß , wie die
Gefahr schwinde, könnten und müßten die Leistungen wieder
auf einen angemessenen Stand gebracht werden . Darin liege
der Grund und Zweck der Verordnung .

Der Minister erläuterte eingehend die einzelnen Bestimmun »
gen der neuen Verordnung und fuhr dann fort :

Die Reichsregierung wird alles daransetzen , durch Vergebung
von öffentlichen Arbeiten , vor allem aber durch eine » Auftrieb
in der freien Wirtschaft aus Unterstützungsempfängern wieder
Lohnempfänger zu machen. Sie läßt sich von diesem Ziel nicht
abbringen — nicht durch einseitige Kritiker und falsche Pro -
pheten , nicht durch den Geist der Verneinung und Zersetzung .
Mit Genugtuung stelle ich gern fest, daß mit der Krisenwende
sich immer mehr auch ein Wandel in der Geisteshaltung ver -
bindet . Glückt der Wirtschaftsplan der Reichsregierung , dann
ist mit dem weiteren Abbau der Arbeitslosigkeit und dem Auf -
bau der Belegschaften zu rechnen .

Damit allein kann aber noch nicht die Massenarmut über -
wunden werden , unter der die Gegenwart so schwer leidet .
Millionen von Arbeitslosen werden noch einmal den Strapazen
eines Winterfeldzuges ausgesetzt sein , mit ihnen Millionen
voil Frauen und Kindern . Dem Winter der Not , wird der
Winter der Hilfe gegenübertreten müssen. Der Herr Reichs-
Präsident und der Hetr Reichskanzler haben den Aufruf dev
Deutschen Liga für freie Wohlfahrtspflege durch ein bedeuten -
des Begleitwort unterstützt . Zu allen Zeiten hat die tätige
Liebe ungeahnte Kräfte geweckt und ungeahnte Erfolge ge -
zeitigt . Darum helfe , wer nur helfen kann .

Die Kosten der neuen Verordnung
Zu der neuen Verordnung zur Ergänzung von sozialen Lei-

stungen wird von zuständiger Seite darauf Hingewiesen , daß
es sich nicht um eine Notverordnung des Reichspräsidenten handelt ,
sondern um eine Verordnung der Reichsregierung , die auf
Grund der in der Notverordnung vom 4 . September enthal -
tenen Ermächtigung erlassen worden ist. Die vorliegende Ver -
ordnuNg enthält eine ganze Reihe von Verbesserungen der sozialen
Leistungen , soweit sie nur irgendwie wirtschaftlich tragbar
sind . Insgesamt belaufen sich die durch die Notverordnung
entstehenden Kosten für die nächsten fünf Monate auf runö
70 Millionen Reichsmark.

Im einzelnen setzt sich diese Summe zusammen aus den
Beträgen , die für eine Erhöhung der Arbeitslosenunterstützung
,m Winter bis zum 1 . April dieses Jahres vorgesehen sind
und die man mit monatlich etwa 11 Millionen Reichsmark
veranschlagt , also in fünf Monaten etwa 55 Millionen Reichs -
mark . Darin sind auch die Mehrkosten der neuen Ortklasse »-
einteilung und die zum Ausgleich von Härten für besondere
Fälle der Bemessung von Unterstützungen ausgesetzten Beträge
enthalten . Zu diesen 55 Millionen kommen noch rund 4 Mil¬
lionen hinzu , die als Kosten für die Verbesserungen der Unfall -
renten ausgesetzt sind, und weitere 10 bis 11 Millionen Reichs-
mark für die Kriegsbefchädigtenversorgung .

Hoeschs Abschied von Paris
Botschafter v . Hoesch überreichte am Mittwoch Herriot die

meiern vom Reichspräsidenten verliehene Goethe - Medaille . Im
Anschluß daran veranstaltete Herriot zu Ehren des scheiden,
den Botschafters ein Abschiedseffen. In einer Ansprache be -
tonte Herriot , v . Hoesch habe sich durch seinen Patriotismus
und durch die zielbewußte Vertretung der deutschen Jnter -

.essen , zugleich aber auch durch das in langjähriger Ersah -
rung erworbene Verständnis für das französische Volk und
Land allgemeine Achtung in Frankreich erworben . Man sehe
ihn darum mit großem Bedauern von seinem Posten scheiden,
auf dem er stets für die Herausbildung eines besseren Ver¬
hältnisses zwischen Deutschland und Frankreich tätig gewesen
sei. Er glaube , daß trotz aller Schwierigkeiten dieses Ziel
nicht unerreichbar sei .

v . Hoesch dankte und sagte : Auch er hoffe auf eine Regelung
der gegenwärtigen Schwierigkeiten und eine Annäherung an
das vom Ministerpräsidenten gekennzeichnete Ziel . Der Bot -
schafter schloß mit dem Wunsche nach der Behebung der schwe -
ren Sorgen , die gegenwärtig auf der ganzen Welt lasten .

Ausschreitungen im Wahlkampf
In einer Wahlversammlung der Deutschnationalen in Stolp

kam es zu einer großen Schlägerei . Der nationalsozialistische
Landtagsabgeordnete Cziornick warf eine Selterswasserflasche
gegen den Vorstandstisch . Die Nationalsozialisten versuchten
sodann , die Tribüne zu stürmen . Es wurden auf beiden Sei -
ten eine größere Anzahl Personen mehr oder weniger schwer
verletzt. Mehrere Nationalsozialisten , darunter auch der Abg.
Cziornick, wurden verhaftet .

Die Kontingentiernngsverhandlungen mit Frankreich haben
in Paris begonnen .

Der -kanzlev als Ienge
Aus dem preußischen Untersuchungsausschuß
In der Mittwochnachmittagssitzung des Untersuchungsaus »

schusses des Preußischen Landtags für die Klcpper - Affäre
erschienen als Zeugen der Reichskanzler von Papen und der
Staatssekretär der Reichskanzlei , Planck , um über einige Fra -
gen von hochaktueller Bedeutung Auskunft zu geben . Der
Vorsitzende , Abg. Zubke ^Dntl . ) will wissen , ob es dem Reichs -
kanzler als Hauptaktionär der „Germania " im Juli 1930 be-
kanntgeworden sei, daß ein Konsortium der Görres -Haus -
AG . in Köln aus Mitteln der Preußenkasse Aktien der „Ger -
mania " aufgekauft habe , um Popens Einfluß auf dieses Blatt
zu verringern .

Reichskanzler von Papen : „Mir ist lediglich bekannt , daß
damals ein gewisses Aktienpaket , das bis dahin im Besitz des
ehemaligen Ministerialdirektors Spiecker war , verkauft Kurde .
Es ist zum Teil in die Hände der Görres -Hans -Leute ge-
langt , mit welchen Mitteln , war mir damals unbekannt . Ich
habe das erst durch die Nachprüfungen bei der Preußenkasse
erfahren .

"

Auf eine Frage , ob das Reich oder das Reichswehrminifte -
rium an der „ Täglichen Rundschau " beteiligt sind , erwidert
der Reichskanzler : „Außer den im Reichshaushalt ausdrücklich
zur Verfügung stehenden Mitteln , die in den Etatpositionen
feststehen , stehen meiner Regierung keinerlei Mittel zum Zweck
der Preffebeeiufluffung zur Verfügung . Darüber , daß das
Reichswehrministerium zur „Täglichen Rundschau " in finan -
ziellen Beziehungen stehen soll, habe ich nur durch die Presse
erfahren und stelle anHeim , den Herrn Reichswehrminister zu
laden .

"

Abg. Szillat (Soz .) : „Sind Sie , Herr Reichskanzler Person -
lich Besitzer der „Germania " - Aktien oder nur Treuhänder ? "
Reichskanzler : „Persönlicher Besitzer"

. Abg. Szillat : „Ist
Ihnen bekannt , daß zur Zeit , als Sie Verleger waren , Zei -
tungen Ihres Unternehmens vom Staate gefördert wurden V"

Reichskanzler : „Mir nicht "
. Abg . Szillat : „Würden ^ -ie die

Förderung einer Zeitung durch den Staat aus staatspolitischen
Gründen verurteilen ? " Der Reichskanzler : „Keineswegs " .
Abg . Szillat : „Ich möchte wissen , ob der „Deutschen Tages -
zeitung " über die Industriebau ! eine Million zugeflossen ist .

"

Reichskanzler : „Darüber kann ich nichts sagen .
" Abg . Szillat :

„Sie können darüber nichts sagen ? " Reichskanzler : „Ich kann
nur wieder sagen , daß Etatmittel dafür gar nicht zur Ver -
fügung stehen . Es gibt nur zwei Dispositionsfonds , die über -
Haupt für die Prefse in Betracht kommen können , einen des
Reichskanzlers , der mit 150 000 RM . dotiert ist, und einen
der Presseabteilung mit 50 000 RM . ; außerdem ist mir keine
andere Förderung für solche Zwecke bekannt .

" Der Reichs -
kanzler betont , er habe damals das Aktienpaket der „Genna -
nia " gekauft , um einen konservativen Einschlag bei diesem
Organ zu schaffen .

Auch der Staatssekretär der Reichskanzlei , Planck , betont ,
daß im Reichshaushaltsetat für die Beeinflussung der Presse
keine anderen Mittel zur Verfügung stände » , als die im Dis -
Positionsfonds des Reichskanzlers und im Etat der Presseabtei -
lung . Er fährt fort : „Unmittelbar oder mittelbar ist meines
Wissens keine Unterstützung oder Beeinflussung der deutschen
Presse von der jetzigen Regierung erfolgt .

" ,
Abg. Metzinger (Z .) richtet an den Staatssekretär die Frage :

„Sind von den 150 000 RM ., die dem Reichskanzler zur Ver -
fügung stehen, Beträge an die Presse gezahlt worden ? " Un -
ter allgemeiner Bewegung erwidert Staatssekretär Planck :
„Darüber kann ich

' keinc Aussage inachen , weil mir nicht di «:
Aussagrgenehmigiulg hierfür erteilt ist. Aber der Rrichskanz-'
lcr hat ja das Geld aus diesem Fonds für diesen Zweck .

"

Staatssekretär Planck verweigert auch darüber die Aussage ,
wer aus dem Dispositionsfonds der Presseabteilung in Höhe
von 50 000 RM . etwas erhalten hat . Aber er fügt hinzu , das
seien Etatmittel , die ansdriicklich für politische Zwecke zur
Verfügung ständen . Abg . Dr. Muß (NS .) fragt : „Können
diese Mittel auch für parteipolitische Zweck « gegeben werden ? "'

Staatssekretär Planck erwidert : „Das unterliegt dem Ermessen
des Herrn Reichskanzlers .

" Diese Regierung werde sie nicht
in diesem Sinne verwenden , das liege im Charakter dieser
Regierung .

Direktor Engelmann von der Preußenkasse bekundet , daß er
im Austrage des Finanzministers Klepper , also nicht der Preu¬
ßenkasse , im Juni dieses Jahres nach Köln gefahren sei, weil
die .Kölnische Volkszeitung " bei Finanzminister Klepper neuen
dringenden Geldbedarf angemeldet hätte . Das Ergebnis seiner
zweitägigen Prüfung sei gewesen , daß bis Ende dieses Jahres
ein Viertel des Aktienkapitals , also rund VA Mill . RM, , ver¬
loren sein könnte . Die Sanierung sei aber seiner Meinung
nach trotzdem nicht eilbedürftig .

Die heutige Verhandlung
VDZ , Berlin , 20. Okt . (Tel . ) Der Klepper -Untersuchungs¬

ausschuß des Preußischen Landtags vernahm heute zunächst
den gegenwärtigen Präsidenten der Preußenkasse , Dr.
rich, zu der Mittelhergabe für die .Kölnische Volkszeitung " .
Auf die Frage des Vorsitzenden , ob Präsident Helfferich der
Auffassung sei , daß das von seinem Amtsvorgänger , dem Prä «
sidenten Klepper , getätigte Geschäft mit der V .

" in den
Rahmen der Befugnisse der Preußenkasse falle , erwidert Helffe «
rich : Nein , es fällt nicht darunter (Bewegung .)

Der Vorsitzende bringt dann zur Sprache , daß Herr Klepper
als Präsident der Preußenkasse im Jahre 1928 ein Gehalt voy
rund 75 550 RM . und in den Jahren 1929—1931 ein Gehalt
von je 75 000 RM . erhalten habe , wöbe : seit Beginn von 102g
noch eine jährliche Vergütung von je 25 000 RM . hinzuge ' re -
ten sei für Kleppers Tätigkeit als Vorsitzender des Aufsichts »

, rates der Deutschen Genossenschafts -Revisions - und Treuhand ^
GmbH . Das Gehalt sei dann feit 1931 um 20 Proz . gekürzt
worden .

Präsident Helfferich sagt , daß die Deutsche Genossenschaft ^ .
Revisions - und Treuhand -GmbL ». bereits seit mehreren Iah -
ren in eine AG . umgewandelt sei, und sehr große Revi '- ons .
aufgaben zu erfüllen haben . Eine Deutsche Revisions - und
Treuhand -GmbH ., die als Vermittlungsstelle für die Überleg
tung der Gelder an die Kölner Görres -Haus -AG . gegründet
wurde , habe augenblicklich keinerlei Funktionen . Er habe tei «
nen Zweifel , daß Klepper die Zusatzvergütung von der Rrn -

iionsstelle erhalten habe , die wirklich die Revisionen leisten !

mußte . Die Frage des Vorsitzenden , ob während seiner .Amts -«

zeit als Präsident der Preußenkasse von staatlicher Snte an
ihn herangetreten worden sei, um Preußenkasse -Miliel .;u«

Finanzierung von Zeitungen zu verwenden , verneint de»

Zeuge .
Es folgte eine Erörterung des jetzigen Wertes des von de*

Preußenkasse finanzierten Aktienpaketes der „K . V ." Prosta
dent Helfferich sagt dazu , dieser Wert hänge wesentlich davon
ab . daß die Preußenkasse sich weiterhin auf den Poolvertra »
stützte. Auch bei der „Germania " handle es sich um Namens -
oftien , die nur mit Zustimmung der „Germania " veraußeri
werden könnten .

II



. Bei . einer . Erörterung der Möglichkeiten des Preußenkaffew -
Präsidenten aus de » , Organifätionsstätut

"bleibt Präsident
Helfferich dabei, daß der Geschäftskreiö klar umrissen , sei und
lediglich in der Gewährung vo » Personalkredit , namentlich an
Genossenschaften, bestehe. Wenn Klepper gesagt . habe, der
Geschäftsumfang der Preußenkasse werde durch freies Er -
messen des Präsidenten bestimmt , so könne er , Helsferich , die-
ser Auffassung nicht folgen .

Aus de « Ländern
Der Sächsische Landtag zur Reichsreform

Der Sächsische Landtag hat am Mittwoch im Zusammenhang
mit einer sozialdemokratischen Anfrage über die Stellungnahme
der sächsischen Regierung zur Frage der Reichsreform be-
schlössen , die sächsische Regierung zu beauftragen , gegen ver -
fassungswidrige Pläne der Reichsregierung schärfsten Protest
einzulegen und im Reichsrat gegen alle verfassungsändernden
Gesetzentwürfe zu stimmen .

Für den Antrag stimmten außer den Sozialdemokraten die
Kommunisten , die Nationalsozialisten und die Demokraten .
Der Beschluß erfolgte gegen ausdrückliche Vorstellungen der
sächsischen Regierung . Ministerpräsident Tchieck hatte im Land -
tag betont , daß die Kundgebungen der Reichsregierung zur
Reichsreform ein erfreuliches Bekenntnis zum föderativen Ge -
danken gebracht habe, dem hoffentlich die entsprechenden Taten
folgen würden . Auf seine Anfrage sei ihm von maßgebender
Stelle erklärt worden , daß die Reichregierung selbst noch keine
festumrissenen Pläne habe. Für eine Stellungnahme der sächsi-
schen Regierung sei deshalb bisher keine auch nur einiger -
maßen sichere Grundlage vorhanden . Ich würdige durchaus die
Tatsache — fuhr der Ministerpräsident fort — , daß ein Umbau
des Weimarer Verfassungswerkes nur dann möglich sei, wenn
er von der Zustimmung einer überwiegenden Mehrheit des
deutschen Volkes getragen ist. Wenn der Verfassungsreform -
entwurf im Reichsrat beraten wird , wird die sächsische Regie -
rung das ganz gewiß nicht aus dem Auge lassen . Der Versuch ,der Landesregierung eine derartig ungewöhnliche Bindung auf -
zuerlegen , müßte die Wirksamkeit ihres Auftretens im Reichs -
rat zum Nachteil des Landes empfindlich beeinträchtigen .

Der Badeanzug in Preußen
Zu den Verhandlungen des preußischen Innenministeriums

mit den Vertretern der einschlägigen Industrie und des Han -
dels wird nun berichtet , daß der preußische Erlaß dahin ab -
geändert wird , daß der freie Rücken bis zur Gürtellinie ge -
stattet wird . Die bisherigen Badeanzüge können also im we-
sentlichen beibehalten werden , so daß die Gefahr eines Millio -
nenschadens für Industrie und Handel , der durch den ur -
sprünglichen Erlaß heraufbeschworen wurde , abgewendet ist.
Nicht erlaubt ist dagegen die Badekleidung in Form eines
Badehöschens und Büstenhalters für die Frauen . Die deutsche
Badebekleidungsindustrie will auf die Einführung dieser Mode
verzichten .

Die bisherigen Verhandlungen haben sich fast ausschließlich
mit der weiblichen Bademode befaßt und man kann wohl
damit rechnen , daß auch noch eine Einigung über die männ -
liche Badebekleidung erfolgt , vor allem / da es heißt , daß man
in den Verhandlungen sich grundsätzlich dahin geeinigt hat ,
daß die Polizei überhaupt nicht mehr mit der Durchführung
der sogenannten Zwickelverordnung beauftragt werden soll,
sondern daß man sich damit begnüge , von der Industrie ent -
sprechende Zusicherungen über die künftige Bademode zu
haben . Diese Zusicherungen der Industrie sollen die Grund -
tage für die formelle Aufhebung des Erlasses werden .

> Inm Satt Summet alias Daubmann
veröffentlicht , die Polizeidirektion Freiburg — in Ergänzung
unserer gestrigen Notiz —• noch das folgende :

,>Der feierliche Empfang des falschen Daubmann in Endin -
gen fand am Sonntag , den 5. Juni 1932 statt . Am Tage zu -
vor . am Samstag , den 4 . Juni 1932 , hatte Polizeioberinspek¬
tor Schneble (inzwischen verstorben ) Daubmann zum zweiten
Male vernommen und im Anschluß daran eine Unterredung
mit dem Bürgermeister gehabt . Das Protokoll über die Ein -
vernähme mit einem kürzen Schlußbericht gibt die Aussagen
Hümmels zur Beantwortung der zahlreichen ihm vorgelegten
Zweifelsfragen in wörtlicher Form wieder . Im Schlüßbericht
führt Polizeioberinspektor Schneble für seine Person sodann
folgendes aus :

„Unterzeichneter :
Die ganze Angelegenheit scheint mir , obgleich bei der Ein -

vernähme Daubmann einen verhältnismäßig ruhigen und
nicht unangenehmen Eindruck erweckte, immerhin sehr ge-
heimnisvoll zu fem . Klarheit in dieser Sache dürfte nur gU
erreichen sein , durch eine Anfrage im Gefängnis Lonstan -
tine , wo er die ganzen Jahre hindurch in der Zelle . Nr . 102
untergebracht gewesen sein will . Am Sonntag , den 5 . o . MX,
will die Endinger Bevölkerung dem Daubmann einen feier¬
lichen Empfang bereiten , zu dem Abordnungen aus dem

. ganzen badischen Lande erscheinen sollen , ^ er Burgermeister
steht dieser Sache skeptisch gegenüber , aber er erklarte mir ,
daß er von der ganzen Einwohnerschaft und dem Gem ^ nde -
rat vor allem dazu förmlich gedrängt worden sei . Auch der
leiseste Zweifel an der Echtheit des Falles wurde von der
ganzen Einwohnerschaft sehr übel aufgenommen werden .
Der Bürgermeister glaubt , daß es vor allem die Geschäfts -
leute sind , welche diese Feier betreiben wollen usw . ^ ch habe
dem Bürgermeister von Endingen meine persönliche An -
schauung dahingehend mitgeteilt , daß es das Zweckmaz ^ .ste
wäre , das Resultat der amtlichen Feststellungen abzuwerten .

Auf dem Weg nach oder von Endingen sprach Polizeiober -
inspektor Schneble auch jeweils bei dem Landrat,n Emmen -
dingen vor , informierte ihn über den Stand der sache und
teilte ihm in unzweideutiger Weise seine Zweifel an der
Wahrheit der Daubmannschen Erzählungen mit . Auf Grund
dieser Informationen lehnte der Landrat eine Beteiligung an
der Empfangsfeier ab und riet dem Bürgermeister von En -
dingen , den feierlichen Empfang doch solange zu verschieben,
bis die Sache geklärt sei . erhielt jedoch zur Antwort er könne
diesen Rat unmöglich befolgen , da er sonst von der Bevol -
kerung gesteinigt werde .

"

Pachtzinsnachlaß der evang. Kirchenbehörde
Der evang . Oberkirchenrat hat beschlossen, um einen mög -

lichst raschen Eingang der Pachtzinsen zu veranlassen , allen
Pächtern von Parzellengütern der unmittelbaren Fonds und
der Evang . Zentralpfarrkasse einen Rachlaß zu gewähren , der
bei Bezahlung bis spätestens Ende November 12 Proz . und
bis spätestens Ende Dezember 10 Proz . beträgt . Ob auch bei
Pachtzinszahlungen im Jahre 1933 eine Ermäßigung möglich
ist . steht jetzt noch nicht fest. Auch die Kaufer von Heu - und
Ohmdgras erhalten bei Entrichtung ihrer Schuld bis längstens' 13 . November 2 Proz . Ermäßigung . Diese durch die Not der
kirchlichen Wirtschaftslage gebotene Maßnahme wird auch vie-
ken schwer um ihre Existenz ringenden Landwirten eine Er -
leichternug bringen .

DerbftanssteUuns 1932 des Vadifchen
MnnstveveinS v . -ttavlsvnbe

** Bei der Ausstellung „Karlsruhe im Bilde " des Badischen
Kunftvereins Karlsruhe , wurden mit dem von Staat und Stadt
gestifteten Preise ausgezeichnet , je ein Werk der Kunstmaler
Egler , Laible und Professor von Ravenstein in Karlsruhe , sowie
der Bildhauer Otto Schneider und Professor Bolz , ebenfalls in
Karlsruhe .

GettndbttchattSfSbvnttssvevovdnttns
Das Staatsministerium hat eine Grundbuchausführungs -

Verordnung und eine Grundbuchvollzugsverordnung erlassen ,die beide bereits in Kraft getreten sind unter Aufhebung der
Verordnungen vom 31 . Januar 1874, 9. Juni 1890 , 21 . Juli
1891 , 4. Mai 1900 und 9. Nov . 1900, sowie Außerkraftsetzung
der Grundbuchvollzugsverordnung vom 18. Febr . 1901 samt
den späteren Änderungen .

Kein Bistum Konstanz
Die „Freib . Tagesp .

" beschäftigt sich mit den schweizerischen
Zeitungsberichten über die Errichtung eines Bistums Konstanzim Rahmen des badischen Konkordats , die auch Eingang in die
deutsche Presse gefunden haben . Das Blatt dementiert diese
Meldung .

Schulfreie Tage
An den Höheren Lehranstalten fällt der Unterricht am 31 .

Oktober lRcformatiousfcst ) aus , während der Unterricht an
den Volksschulen an dieseiA Tage erst um 10 Uhr beginnt , um
den evangelischen Kindern Gelegenheit zum Besuch des Got -
tesdiensteS zu geben . Der Allerheiligen - Tag ist ohnedies schul-
frei , am Allerseelen -Tage sind die Höheren Schulen gleichfalls
geschlossen und der Schulbeginn an den Volksschulen wie her -
kömmlich auf 10 Uhr festgesetzt.

Wahlfreier Lateinunterricht
an den Realanstalten

Nach einer Bekanntmachung des Unterrichtsministeriums istdie erfolgreiche Teilnahme am wahlfreien Lateinunterricht an
Oberrealschulen und Realschulen künftig in Verbindung mit
der Reifeprüfung durch eine besondere Prüfung nachzuwei -
fen , in der die für die Versetzung nach der Obersekunda eines
Realgymnasiums erforderlichen Kenntnisse im Latein verlangtwerden .

Ans der badischen Landwirtschaft
Ein Obstverkauf der Badischen Landwirtschaftskammer in

Mannheim , zu dem Obst aus allen Teilen des badischen Lan -
des direkt vom Landwirt geliefert wird , begannen am
Dienstag . Es werden insgesamt 5—6000 Zentner nur badi -
sches Wirtschafts - und Edelobst zum Verkauf kommen . Diese
Einrichtung besteht schon seit der Vorkriegszeit und wird in
diesem Jahre außer in Mannheim auch in Heidelberg und
Karlsruhe veranstaltet . Die Preise sind gegn das Vorjahr um
ein geringes höher geworden . Wirtschaftsobst kostet 10—15 JM
gegen 5—8 M im Vorjahre ) , Tafelobst 15—22 Mi (gegen¬über 10—15 JIMi i . V . ) der Zentner . Der Grund für die an -
ziehenden Preise ist darin zu suchen, daß die diesjährige ba -
dische Obsternte nur den vierten Teil des Vorjahresertragesbrachte . 1931 wurden 600 Zentner verkauft . Die Landwirt -
fchaftZkammet ist lediglich die Bermittlunqsstelle zwlfchcn Er -
zeuger und Verbraucher ; sie liefert den Landwirten die Ver -
Packung, und zwar Kisten für Mengen von 25 und 50 Pfund ,Körbe zu 50 und 70 Pfund und kleine 10- Pfüud -Kartonpak -
kungen .

Tagungen
Die 83. Jahrestagung des Badischen Landesvereius für

Innere Mission fand in der Melanchthonstadt Bretten statt .
Mit ihr war die Gedenkfeier zum 30jährigen Bestehen des
Mädchenheims Bretten verbunden . Die Tagungsarbeit wurde
eröffnet mit einem Festgottesdienst und der Festpredigt des
Kirchenpräsidenten v . Wurth . Die evangelische theologische
Fakultät Heidelberg ließ durch ihren Dekan , Professor D . Dr.Beer , den Landesverein grüßen . Er bezeichnete die Innere
Mission als ein Werk , das über Parteien und Richtungen
hinweg allen Evangelischen gleich am Herzen liege . In seinem
Jahresbericht entwarf der Geschäftsführer des Landesvereins
für Innere Mission , Landesjugendpfarrer Wolfinger , Karls -
ruhe , anschauliche Bilder von der gegenwärtigen weitverzweig¬ten Arbeit des Landesvereins in seinen verschiedenen Anstalten
für Kinder und Jugendliche , für Erholungsbedürftige und be-
tage Frauen . Am Montag tagte im Mädchenheim die geschlos¬
sene Hauptversammlung , die vom Vorsitzenden . Kirchenrat
Wolfhard , Durlach , mit einem ehrenden Gedenkwort für den
Heimgegangenen langjährigen Vorsitzenden des Landesvereins
für Innere Mission . Prälat a . D . Schmitthenner , eröffnet
wurde . Die Hauptarbeit des Landesvereins konzentriert sich
in seinen verschiedenen Anstalten , die vornehmlich der Ju¬
gendfürsorge dienen . Ihr Betrieb ist von der gegenwärtigen
Wirtschaftsnot nicht unberührt geblieben . Trotzdem haben im
Berichtsjahre 2012 Pfleglinge mit 185 870 Pflegetagen in den
Heimen des Landesvereins Unterkunft gefunden .

Die Bundestagung der Deutsche» Friedensgesellschaft , die
von etwa 200 Teilnehmern besucht war , fand am Samstag
und Sonntag in Bruchsal statt . Freitagabend war im Hotel
Keller ein Begrüßungsabend . Stadtrat Bellosa entbot den
Willkommgruß der Stadt Bruchsal ; es sprachen noch Achilles »
Leipzig und der Präsident des Bundes General a . D . von
Schönaich. Zur Verlesung gelangte ein Brief des französi -
schen Friedenskämpfers Maurice Roumilhac , der die Paten¬
schaft für ein deutsches Kind übernimmt . Joseph Probst über -
brachte die Grüße der Saar - Freunde . Von Marc Sauguier
war ein Glückwunschtelegramm eingegangen . An die sranzö -
si^ en Verbände für Völkerfrieden und Völkerverständigung
wurden Glückwunschschreiben abgeschickt . — Samstagvormit¬
tag besichtigte man das Bruchsaler Schloß . Nachmittags 2 Uhr
nahm die eigentliche Bundestagung ihren Anfang , die nach
Begrüßungsworten des Vorsitzenden , Prof . Hermann , Stutt -
gart , ausgefüllt war von dem ' Bericht des Bundesgeschäfts -
führers Küster , Berlin , sowie Berichten der Landesverbände ;
hieran schloß sich eine rege Aussprache . Der Abend brachte im
dichtbesetzten Bürgerhofsaal eine öffentlich Kundgebung für
den Weltfrieden . Ansprachen hielten General a . D . von
Schönaich , Herbers , Kassel und Prof . Hauser , Freibucg . —
Landesvorsitzender Schloß , Bruchsal , ließ die Kundgebung mit
c ^ iem Appell für die Völkerverständigung ausklingen . Am
Sonntag wurden die Beratungen zu Ende geführt .

Der Diözefancäcilienverein und der Verband Kath. Kir-
chenmusiker der Erzdiözese Freiburg werden am 22 . und 23.
Oktober in Baden -Baden eine Tagung abhalten . Die musika -
lischen Darbietungen sind ganz dem künstlerischen Schaffen
von Professor Franz Philipp in Karlsruhe gewidmet .

Die Kirchlich - liberale Bereinigung hält am 31 . Oktober in
Karlsruhe ihre Landesversammlung ab .

Tagung badischer Krankenhausverwaltuugen . Am Samstagund Sonntag fand in Freilmrg die erste Tagung der Ver -
einigung badischer Krankenhausverwaltungen unter Teil -
nähme von Vertretern aus ganz Baden statt . Gäste aus den
Nachbarländern waren die Herren Dr. Heiler - Luzern , Ver -
waltungsdirektor Müller - Saarbrücken und Amtmann Ullrich.
Ludwigshafen . Ein Bericht des Vorsitzenden . Bollmer -Offen -
bürg , über die in Gang befindlichen Verhandlungen mit den
Krankenkassen zwecks Herbeiführung einer Vereinbarung mit
der Arbeitsgemeinschaft badischer Krankenkassenverbände über
die Krankenhausbehandlung von familienangehöriger Versi -
cherten , fand einstimmige Billigung . Dagegen wurde ein An -
trag der südwestdeutschen Vereinigung berussgenoss - nschait .
licher Versicherungen , der vorschlägt , die Gebührensätze >̂ec
Krankenhäuser zu vereinheitlichen , abgelehnt , weil die Ver -
Hältnisse in den einzelnen Krankenhäusern zu verschiedenartig
gelagert seien . Ebenso mußte eine weitere Senkung der Kran -
kenhausverpslegungssätze als zur Zeit untragbar bezeichnet
werden . Bezüglich der Kosten für ambulante Behandlung von
Krankenkassenmitgliedern in Krankenhäusern wurden verschie-
dene Vorschläge gemacht . Verwaltungsdirektor Dr. Eitel , von
den Klinischen Anstalten Freiburg vertrat hierbei den Stand «
Punkt , daß die Krankenhäuser in dieser Hinsicht den prak -
tischen Ärzten keine Konkurrenz machen dürften . Die Ver -
sammlung schloß sich dieser Auffassung an und beauftragte
den Vorstand , eine Regelung anzustreben , wonach die Kran »
kenkassen für die Bezahlung der Materialkosten bei ambu -
lanter Behandlung in den Krankenhäusern durch die Privat -
ärzte aufkommen sollen , wie dies bereits bei einer ganzen
Reihe von Krankenanstalten der Fall ist/ — über den Ab¬
schluß eines Materiallieferungsvertrages mit dem Gau Ba -
den des Deutschen Apothekervereins berichtte Direktor Jacobi -.
Karlsruhe , der auch ein interessantes Referat über die Wirt -
schaftliche Gestaltung des Kränkenhausbetriebes hielt . Nach
einem Vortrag von Rechtsrat Dr. Ketterer -Karlsruhe , dern
Geschäftsführer des Badischen Städteverbandes und Städte -
bundes , über die Anstellung von Assistenzärzten , den Tarif -,
vertrag , über die Arbeitsverhältnisse der Arbeiter in den
Krankenanstalten und den Versicherungsschutz wurde die Ta -i
gung geschlossen. Der bisherige Vorstand , bestehend >rus den
Serren Vollmer -Offenburg , Jacobi -Karlsruhe und Schwarz -
Freiburg wird auch weiterhin die Geschäfte der Vereinigung
wahrnehmen .

Ältts der Landeshauptstadt
Die Weihnachtsrückfahrkarten sollen ausgegeben werden fü<

die Zeit vom 21. Dezember bis zum 9. Januar , also eine ver -,
längerte Gültigkeitsdauer haben . Im vorigen Jahr galten
sie nur bis zum 4 . Januar . Die Ermäßigung beträgt 3334]
Prozent . Besondere Winter -Urlaubs - oder Winter - Sport - Kar <!
ten werden nicht ausgegeben .

Hitler spricht am 1 . November in Karlsruhe . Der Führer de«
NSDAP ., Adolf Hitler , wird am Dienstag , den 1 . November ,
in Karlsruhe auf dem Gelände bei der Albsiedlung sprechen«
Der Versammlungsbeginn ist auf 'A9 Uhr abends festgesetzt,

Die letzte Etappe des „To X " in Karlsruhe . Den Abschluß
der glanzvollen diesjährigen Rheinreise des berühmten „Do X "
bildet die Ankehr in Karlsruhe Ende dieses Monats . Nochmals!
werde » Tausende und Abertausende den kühnen Wasservogel
auf dem Rhein bei Karlsruhe bewundern können , ehe diese«
zu seiner großen Winterrast nach Friedrichshofen aufbricht .
Das Flugschiff wird vor dem Rheinstrandbad Rappenwört
wassern und von dieser Rheinjitsel aus für die Besichtigung
freigegeben werden . Weitgehendste Reiseverbilligungen ermög »
lichen es jedermann , während der Karlsruher Ankehr des
„Do X " mit wenig Geld dieses . Wunderwerk deutscher Technik
zu besichtigen .

Blumentöpfe und - kästen gut befestigen. Am Friedrichsplatz'
fiel dieser Tage ein Blumenkasten von einem Fenster des
dritten Stockes auf die Straße , ohne jedoch jemand zu treffen »
Bei dieser Gelegenheit wird darauf Hingewiesen, .daß Blumen *
köpfe und ähnliche Gegenstände , welche durch Herabfallen Ge *
fahr bringen können , ohne ausreichende Befestigung nicht au -
ßerhalb der Fenster oder auf Balkonbrüstungen aufgestellt
werden dürfen .

Wetterbericht der Badischen Landeswetterwarte . Karlsruhe ,
vom Donnerstagmorgen : Bei England ist eine neue Zyklon «
angekommen , unter deren Einfluß es heute wieder bei un ?
bewölkt wurde . Bis morgen werden auch wieder Niederschläge
unter auffrischenden südwestwinden einsetzen . Boraussage «
Meist wolkig , zeitweise Regen und wieder etwas milder .

Kandel und Wirtschaft
Devisennotierungen der Reichsbank

«Amtlich»

Amsterdam 1<X> G.
Kopenhagen 100 Kr.
Italien . . 100 L.
London . 1 Pfd .
New Aork . 1 D .
Paris . . . IVO Fr.
Schweiz . . IVO Fr.
Wien ivv Schilling
Prag . . • • 100 Kr.

20 . O»«i«r 19 Df»ob«r
Geld sBriti «<n> »rlei

169.53 169.87 169.38 169 72
73.99 74. 12 73.83 73.97
21 .55 21 .59 21 .555 21 .595
14 .24 14.28 14.23 14.27
4 .209 4.217 4.209 4.217
16 .53 16.54 1651 16.55
81 .27 81 .43 81 .22 81 .38
51.95 52.02 31 .95 52.05
12.46 ") 12 .485 12 .46.

"» 12 .485

Neues Devifeuabkommen mit Italien . Mit Italien ist ein
neues Devisenabkommen geschlossen worden , das am 16 . Ok-
tober 1932 in Kraft getreten ist . Mit diesem Zeitpunkt sind
die von der italienischen Regierung verhängten Sperrmaßnah -
men für Zahlungen nach Deutschland aufgehoben worden . Das
neue Abkommen unterscheidet sich von dem im Juni d . I . ab -
geschlossenen Abkommen vor allem dadurch , daß nunmehr ein
bestimmtes Verhältnis zwischen der deutschen Ausfuhr nach
Italien und der italienischen Einfuhr nach Deutschland ver -
einbart worden ist. Diese neue Bestimmung ist deshalb von
besonderer Bedeutung , weil damit die Aktivität der deutschen
Handelsbilanz gegenüber Italien festgelegt ist .

über Berhaudlungen Portland -Zement -Heidelbcrg — Dycker »
hoff - Wicking wird mitgeteilt , daß es die Dyckerhoff - Wicking - AG .
gewesen ist . die an den Heidelberger Konzern wegen übe »
nähme von Werken und Quotenanteilen herantrat . Die Ver-
Handlungen sind zur Zeit unterbrochen , man könne jedoch an .
nehmen , daß sie wieder in Gang kommen werden . Die Port -
land -Eementwerke Heidelberg verfügen über ei » erhebliches.
Bankguthaben , das in der letzten Bilanz mit rund 5 Millionen
Reichsmark beziffert wurde , und in der Generalversammlung
vom 31 . Mai 1932 ist gleichfalls mitgeteilt worden , daß die
finanziellen Verhältnisse des Unternehmens flüssig sind. Außer -
dem stehen aus der früheren Kapitalerhöhung noch großer «
Beträge zur Verfügung , die schon im vorigen Jahre sür körn -
mende Erweiterungen und Angliederungen zurückgestellt wor¬
den waren , aber bisher noch nicht verwendet wurden .



f .ff

Die Bürgersteuer in Baden
Der Bürgerausschutz Tauberbtsch - fSheim hat einer lOpco-

Antigen Senkung der Schlachthausgebühr zugestimmt , die Erhö¬
hung der Bürgersteuer auf 300 Prozent des Landessatzes da -

gegen mit 32 gegen 8 Stimmen bei zwei Stimmenthaltungen
abgelehnt . Nunmehr wird der Bürgermeister bzw . die Staats -

aufsichtsbehörde zu entscheiden haben .

In den drei Lutzhardtgemeinden Reilingen , Reulutzheim und
Altlutzheim haben die Bürgermeister die Einführung der Bür -

gersteuer im fünffachen Betrage des Landessatze » verordnet .
In allen drei Gemeinden war diese Steuererhöhung einstim -

mig abgelehnt worden .
Der Stadtrat Rastatt lehnte die vom Oberbürgermeister vor -

geschlagene Einführung der sechsfachen Bürgersteuer ab . Der
Bürgerausschutz hat daraufhin in einer mehrstündigen
Sitzung zum städtischen Voranschlag Stellung genommen .
Obwohl » der Stadtrat ihn mit knapper Mehrheit ablehnte ,
brachte ihn der Oberbürgermeister vor den Bürgerausschutz ,
um ihm Gelegenheit zur Aussprache zu geben . Die Fraktio -
nen schlössen sich mit der Mehrheit dem Stadtratsbeschlutz an
und lehnten den Voranschlag ab . Nach eingehender , zum
Teil recht scharfen Aussprache zog der Oberbürgermeister den
Antrag zurück . Der Voranschlag , der einen ungedeckten Auf -
wand von über 500 000 RM . aufweist , wird nun vom Ober -
bürgermeister in Verzug gesetzt .

In Gaggenau wurde durch Verfügung des Bürgermeisters
zur Sicherung des Gemeindehaushaltes die Bürgersteuer in
sechsfacher Höhe eingeführt .

Der Bürgerausschutz Radolfzell befatzte sich in seiner letzten
Sitzung mit zwei Grundstücksverkäufen , an die sich in der Be -
ratung die Frage knüpfte , ob bei Veräußerung von städtischem
Grund und Boden zum Zwecke der Bebauung und bei Ver -
gebung von städtischem Gelände im Erbbaurecht die vom Ge -
Werbeverein Radolfzell gewünschte Bedingung gestellt werden
solle , datz sämtliche am Bau anfallenden Arbeiten nach Radolf -
zell unbedingt vergeben werden müssen . Bürgermeister Blrsch
warnte vor einer zu engen Umgrenzung der Bedingungen ,
weil sie, auf die Dauer gesehen , dem Gewerbe selbst schädi¬
gend sein könnten . Ebensowenig , wie eine rein autarkische
deutsche Volkswirtschaft getrieben werden könne, ebensowenig
könnten sich innerhalb des Reiches die Städte und Gemeinden
gegeneinander wirtschaftlich abschließen . Der Bürgerausschutz
nahm dann die vom Gemeinderat vorgeschlagene Fassung an ,
datz bei annähernd gleichen Preisen und Leistungen Radolf -
zeller Architekten und Bauhandwerker den Vorzug erhalten
sollen , wenn städtisches Gelände im Wege des Verkaufs oder
des Erbbauvertrags an Baulustige überginge . — In der der
Bürgerausschußsitzung vorausgegangenen Gemeinderatssitzung
lehnte der Gemeinderat die Erhebung einer SOOprozentigen
Bürgersteuer , die durch die Änderung der Reichsgesetzgebung
notwendig geworden war . mit folgender Begründung ab : Der
Gemeinderat und der Bürgerausschutz hätten in verantwor -
tungsbewntzter Weise den Boranschlag ins Gleichgewicht ge-
bracht . Es sei unerträglich , datz dieses Gleichgewicht durch die
Reichsregierung innerhalb des Haushaltsjahres wieder gestört
werde . Die in den reichsgesetzlichen Bestimmungen den Steuer -
Pflichtigen gezeigten Erleichterungen könnten , wenigstens in
den durch die Wohlfahrtslasten in grotze finanzielle Bedräng -
nis geratenen Städten , nur auf dem Papier stehen , in Wirk -
lichkeit seien die Stadtverwaltungen gezwungen , den durch die
neuen Bestimmungen entstehenden Ausfall durch entsprechende
Vervielfachung des Steuersatzes heimzuholen . Hierzu seien sie
aus dem Grunde noch gezwungen , weil sie der Reichshilfe , die
zum Zwecke der Erleichterung der Wohlfahrtsstellen gewährt
werde , teilhaftig werden wollen . Im Endeffekt ergebe sich für
diese Städte nur eine Störung des Gleichgewichts ihres Haus -
Haltes . — Infolgedessen setzte der Bürgermeister an Stelle der
RMprozentigen Bürgersteuer die üOOprozentige fest und gab
diesen Beschlutz mit entsprechender Begründung dem Bürger »
ausschuh bekannt .

Tie Erhöhung der Bürgersteuer in Konstanz von drei - auf
Has neunfache des Landessatzes hat in der Konstanzer Offen !-
Ächkeit stürmische » Protest hervorgerufen . Wie die ..Bodensee -
Zeitung

" hört , hat der Oberbürgermeister einen Eventualan -
Ärag bei der Staatsaufsichtsbehörde eingereicht , nach der sich die
Vtadt mit einer sechsfache» Bürgcrsteuer begnügen will , unter
Äer Voraussetzung , datz die Biersteiier verdoppelt wird . Die
Mersteuer wird von 4 auf 8 RM . pro Hektoliter heraufgesetzt
werden , was einer Erhöhung des Kleinverkaufspreises um
2 Rpf . für V io Bier gleichkommt.

In Überlingen wird Me Bürgersteuer nur auf das zweifache
echöht . Das bedeutet , datz verheiratete Personen mit einem
Einkommen bis zu 4500 RM . Netto nur 3 RM . im ganzen
Jahre mehr zu entrichten haben .

Krozinger Kurbilanz . In Krozingen find noch immer rund
hundert Kurgäste anwesend . Es ist in diesem Sommer eine
starke Zunahme der Besucherzahl , namentlich aus der Schweiz ,
zu beobachten gewesen . Bis zum 1 . Oktober wurden im Ther -
malbad rund 42 000 Bäder abgegeben .

Besucherzahlen badtscher Kur - und Fremden » rte . Baden -
Baden zählte im Monat September insgesamt 8276 Gäste ,
darunter 2244 Ausländer . An der ersten Stelle stehen bei den
Auslandsbesuchern die Vereinigten Staaten von Amerika mit
448 Besuchern , es folgen die Niederlande mit 338, Groß -
britannien mit 328 und die Schweiz mit 304 Besuchern . Bis
zum 13. Oktober zählte Baden -Baden insgesamt 66146 Kur -

löste , darunter 18 945 Ausländer . — Schönwald im Hoch¬
warzwald wurde in der Zeit vom 1 . Januar bis 30 . Sep

tember von insgesamt 5124 Gästen besucht . Die Übernach¬
tungen erreichen die Ziffer 63 416 . Im Vergleich zum Vor -
jähr (4489 Gäste mit 46 028 Übernachtungen ) , wird eine Zu -
nähme an Gästen um 636 und an Ubernachtungen um 7388
amtlich festgestellt .

Arbeitsbeschaffungsprogramm in Altlutzheim . Die Ge¬
meindeverwaltung hat ein grotzzügiges Arbeitsbeschassungs -
Programm ausgearbeitet das die in der Gemarkung gegebenen
Arbeitsmöglichkeiten ausschöpft und einem Teil der Wohl -
fahrtserwerbslosen auf Monate hinaus Beschäftigung gibt .
Insgesamt handelt es sich um 50 000 Tagewerke . Die Ver -
Handlungen mit den Behörden hinsichtlich der Finanzierung
der Arbeiten sind noch im Gange .

Der Freibnrger Schlachthof soll mit einem Gesamtaufwand
von über einer halben Million Reichsmark (504 000 RM . ) um -
gebaut werden . Die erforderlichen Mittel dazu werden dem
Reservefond des Schlacht - und Viehhofes entnommen . Die
jetzige Schlachthofanlage ist 46 Jahre alt und entspricht den
jetzigen Bedürfnissen nicht mehr . Das Projekt sieht im ein -
zelnen die Erweiterung und neuzeitliche Ausgestaltung der
Schweineschlachthalle , die Schaffung geräumiger Marktstallun -
gen (Transitstallungen ) für Schweine und Kälber , Erweite -
rung und neuzeitliche Ausgestaltung der Kuttelei und Sul -
zerei , Einrichtung einer Vorkühlhalle für Grotzvieh , durchgrei -
sende Verbesserung der Wasserversorgung vor . Da die Um-
bauarbeiten im laufenden Betrieb durchgeführt werden müs -
sen, wird die Durchführung des Gesamtprojektes Voraussicht -
lich mindestens anderthalb Jahre dauern . Die Verwirklichung
weiter noch ins Auge gefaßter Umbaumatznahmen würde ei7!en
zusetzlichen Aufwand von schätzungsweise 180 000 RM . ersor -
dern und mutz daher wirtschaftlich besseren Zeiten vorbehalten
werden .

Die Schwimmbadanlage in Ländern . Zu der Meldung , datz
der Bürgerausschutz den Ausbau der Schwimmbadanlage mit
einem Kostenaufwand von 30 000 RM . genehmigt habe , wird uns
mitgeteilt : Die Kanderner Schwimmbadanlage wurde im Jahre
1929 mit einem Kostenaufwand von rund 30 000 RM . erstellt .
Mit einem Weiterausbau mutzte von vornherein gerechnet
werden , da das Schwimmbassin nur Lehmstampfwände hat .
Der Weiterausbau soll nun mit einem Kostenaufwand von
7000 RM . in Granitmauerwerk erfolgen , wodurch auch die
Badefläche um zirka 40 Prozent vergrötzert wird . Die Arbeiten
werden in der Hauptsache durch Wohlfahrtserwerbslose aus -
geführt , woraus sich erklärt , datz die Gemeindekollegien sich zur
Aufwendung des weiteren Betrages von 7000 RM . einstimmig
entschließen konnten zu einer Zeit , wo die Bürgersteuer in
fünffachem Betrag vom Bürgermeister angeordnet wird . Räch
Vollendung dieser Arbeiten besitzt Kandern das nach Lage und
Einrichtung schönste und von der nahen Schweiz gerne besuchte
Schwimmbad des badischen Oberlandes .

Bon der Bezirkssparkasse Bonndorf . Die diesjährige ordent¬
liche Verbandsausschutzsitzung der Bezirkssparkasse Bonndorf
fand kürzlich statt . Von 38 Verbandsgemeinden waren 37 ver¬
treten . Den Geschäftsbericht für 1931 erstattete Sparkassen -
Verwalter Rösch . Trotz der Krise des Jahres 1931 habe die
Einlegerzahl um 213 auf 3849 zugenommen , während die
Spareinlagen noch um 107 109 RM . auf 1 996 947 RM . zu -
genommen haben . Die Aufwertungseinlagen beliefen sich auf
1 830 796 RM . und verteilen sich auf 7116 Konten . Die Giro -
guthaben betrugen am Jahresschlutz 1931 246 126 RM . Von
den rund 4,13 Millionen Reichsmark angelegten Kapitalien
entfielen 1,41 Millionen auf Hypotheken , 1,65 Millionen auf
Aufwertungs - und sonstige Forderungen , 0^ 0 Millionen auf
Kaufschillinge , 0,29 Millionen auf Bürgschaftsdarlehen und
0,42 Millionen auf Gemeindedarlehen .

Bon der Heidelberger Fürsorge . Am l2 . Oktober 1932 stan»
den beim Wohlfahrt ? - und Jugendamt Heidelberg 4878 (Bor -
Woche 4837> Wohlfahrtserwerbslose (arbeitsfähige Personen )
in offener Fürsorge .

& tmt Aaehvithten aus Baden
Pape » kommt zur Rheinbrückeneinwejhung

bbd. Mannheim , 19. Okt . Wie verlautet , wird Reichskanzler
von Papen an den Einwejhnpgsfeierlichkeiten der neuen Rhein -
brücke von Mannheim nach Ludwigshafen teilnehmen . Im
Rittersaal des Mannheimer Schlosses ist aus diesem Anlatz
der offizielle Empfang vorgesehen , wobei dem Reichskanzler
wahrscheinlich Gelegenheit gegeben ist. mit einer grötzeren und
programmatischen Rede hervorzutreten . Im Anschlnh an die
Feierlichkeiten im Schtotz beabsichtigt Pape » auch Ludwigshafen
einen Besuch abzustatten .

DZ . Ladenburg , 20. Okt . Hier starb im Alter von 77 Jahren
Schuhfabrikant Eduard Rilson , der Seniorchef der Firma Gebr .
Nilson . Unter seiner Führung gelangte die 1881 gegründete
Firma zu ihrer heutigen Grötze und wirtschaftlichen Bedeutung .
Eduard Nilson gehörte mehrere Perioden dem Bürgeransschutz
an , auch war er lange Jahre Mitglied des evangelischen Kir -
chenausschusses .

* Schönwald . 19 . Oft . An Stelle der am 10 . April 1931
niedergebrannten Gastwirtschaft „Zur Martinskapelle " wurde
im Lauf « des Sommers ein stattlicher Neubau im echtesten
Schwarzwaldstil errichtet , der jedoch erst im Sommer des näch¬
sten Jahres bezogen werden kann . Bis dahin bleibt die Not -
Wirtschaft in Betrieb . Die Martinskapelle in 1111 Meter
Meereshöhe gelegen , bildet seit vielen Jahrzehnten einen sehr
wichtigen Stützpunkt für Wanderer und Skifahrer auf dem
Höhenweg Pforzheim —Basel . Unweit der Wirtschaft und der
in unmittelbarer Nähe liegenden Kapelle des heiligen Martin
befindet sich das Ouellgebiet von Elz und Breg (Rhein —Donau -
Wasserscheide) .

bld . Neustadt i. Schit) ., 19. Okt . Einer der größten Höfe bei
Langenordnach , der Schwarzhansenhof , kam zur Zwangsver -
steigerung . Notarisch geschätzt war der fast 75 Hektar grotze
Hos mit Gebäulichkeiten zu 36 000 RM . und mit Zubehör zu
37 340 RM . Er wurde verkauft an die Spar - und Waisenkasse
Neustadt ; sie hat das Recht aus dem Meistangebot abgetreten
an Major a . D . Hubert Sander in Langenordnach , der dort
ein Landhaus hat . Dieses geschlossene Hofgut , zuletzt Eigen -
tum des Martin Kleiser in Langenordnach , wurde um 30 600
Reichsmark Herrn Sander zugeschlagen .

bld . Donaueschingen , 17 . Okt . Mit dem heutigen Tage über -
nahm der Diözesanpräses 'Dr . Hermann Hirt an Stelle des
ausgeschiedenen Schriftleiters Hermann Dörflinger die Redak -
tion des „ Donauboten " .

WTB . Billingen , 18 . Okt . Vor dem Schöffengericht Konstanz
wurde heute vormittag der SA .-Mann Walter Lamprecht aus
Villingen , der am 9. September dieses Jahres den Redakteur
Jäger vom „Villinger Volksblatt " in den Räumen der Schrift -
leitung aus politischen Motiven geohrfeigt hatte , zu sieben '
Wochen Gefängnis und zur Tragung der Kosten verurteilt
Der Oberstaatsanwalt hatte drei Monate Gefängnis beantragt .
Strafaufschub auf Wohlverhalten wurde nicht gewährt .

Staatsameisev
Lotterie .

Der Rotgemeinschaft in Pforzheim wurde die Erlaubnis
zur Veranstaltung einer Losbrieflotterie erteilt .

Karlsruhe , den 19. Oktober 1932.
Der Minister des Innern .

vevsoneUov Teil
Ernennungen , Versetzungen, Zurruhesetzungen usw.

der planmäßigen Beamten
Aus dem Bereich des Ministeriums des Innern .

Planmäßig angestellt :
Verwaltungspraktikant Friedrich Schröter bei der Polizei -

direktion Baden -Baden und Berwaltungspraktikantin Erna
TrognS beim Bezirksamt Bruchsal als Verwaltungsobersekre -
täre .

Zur Ruhe gesetzt :
Verwaltungsoberinspektor Erwin Gercke beim Bezirksamt

Viele bsbe ick versucht ;
Manchen habe ich verflucht.
EINER schmeckt mir immer fein:
Estelmann 's famoser Wein .

WEINKELLEREI

Gstelmann
M.84 Kartsruhe , Herrenstr . 12

(£ .577 , Karlsruhe . Das
Vergleichsverfahren über
das Vermögen der Zentral -
einkaufsgenosseuschaft der
Blechner und Installateure
Süddentschlands G. m . b. H.
in Karlsruhe , wurde nach
rechtskräftiger Bestätigung
des Vergleichs aufgehoben .
Karlsruhe , den 17 . Oktober
1932 . Geschäftsstelle des
Amtsgerichts A 1 .

C .679 . Karlsruhe . Das
Konkursverfahren über das
Vermögen des Otto Appel,
Schokoladengeschäft in
Karlsruhe . Kaiferstr . 162,
wurde nach Abhaltung des
SchlutzterminS aufgehoben .
Karlsruhe , den 13 . Oktober
1932 . Geschäftsstelle des
Amtsgerichts A 10.

6 .578 . Karlsruhe . Das
Konkursverfahren über das
Vermögen desJohannLeible ,
Sägewerksbesitzer in Alan -
kenloch wurde nach Abhal -
tung des Schlußtermins
aufgehoben . Karlsruhe , den
14. Oktober 1932 . Geschäfts¬
stelle des Amtsgerichts A 4.

Formulare

Eberbach . @ .219
Güterrechtsregistereintrag :
Wilhelm Sirrin , Sattler
und Tapezier in Schwan -
heim und Juliana geb.
Mayer . Vertrag vom 29.
September 1932 : Güter »
trennung . Verwaltung und
Nutznietzungdes Ehemanns
am Frauengut ist ausge -
schlössen .

Eberbach . 18. Ottob . 1S32.
Amtsgericht.

WWes LandesWtel
Freitag , 21 . Oktober 1932

* F 5 Ereitagmiete )
TH, °Gem . 301- 400

Die ägyptische Helena
Oper von Richard Strautz

Dirigent : Krips

Regie : Pruscha

Mitwirkende :
Fischbach , Haberkorn . Lenz ,
Reich -Dörich,Winter,Frisch ,
Moerschel , Meixner , Kiefer .

Schoepflin , Strack

Anfang 20 Ende geg .22' /z
Preise D (0,90 — 5 MC)

Sa . 22 . 10. Ballett -Abend .
So . 23 . 10. Nachmittags :
Der 18 . Oktober . Abends :
Die ägypttsche Helena . Im
Konzerths .: Liebling adieu .

und sämtliche Drucksachen für Behörden
liefert prompt und preiswert

G . Braun GmbH.
vorm . G . Braunsche Hofbuchdruckerei und
Vertag , Karlsruhe , Karl- Friedrich - Str .14 ,

Wir wollen helfen
Wieder steht ein schwerer Winter vor der Tür . Ins ' Unermetzliche ist die Not gestiegen . Sie zu

lindern , ist die Aufgabe , die sich unserere Notgemeinschaft wiederum gestellt hat .
Das segensreiche Werk kann nur gelingen , wenn die Karlsruher Bürgerschaft ihre bisher in

allen Notzeiten bewiesene Hilfsbereitschaft und Opferwilligkeit auch diesmal in die Tat umsetzt -
Darum Karlsruher , gebt alle , gebt gerne , gebt reichlich. Auch die kleinste Gabe ist willkommen .

HILFE TUT NOT !
Karlsruhe , den 18. Oktober 1932.

siotö^tnetnfttwrt
Der Vorsitzende : Dr. J .Finter , Oberbürgermeister
Der Arbeitsausschuß . Der Werbeausschvtz .

Die augeschloffeneu Orgauisati »« «» -
Allgemeiner Deutscher Beamtenbund — Allgemeiner

Deutscher Gewerkschastsbund — Alttatholtscher grauender «
ein — Altlatholische Kirchengemeiade — Arbeitgeberver -
band der Industrie — Arbeitsamt — Arbeitsgemeinschaft
Karlsruher Bllrgervereine — Badtscher Frauenverein
vom Roten Kreuz — Badtscher Kriegerbund — Badtsche
Landwirtschaftskammer — Badtsche landwirtschaftliche
Zentralsenosfenschaft — Bltndenvereinigung — Bund er -
blindeter Krieger — Bund Königin Luis- — EarUasver -

schast — Israelitischer Wohlsahrtsbund - Jungdeutscher
Orden — Karlsruher Anwalweretn — Karlsruher Banken .
Vereinigung — Karlsruher Einzelhandel — Karlsruher
Frauenklub — Karlsruher HauSsrauenbund — Karlsruher
Männerverein vom Roten Kreuz — Karlsruher Stu -
dentendien ' t — Katholisches Stadtdelanat — Katholisch-
Deutscher Frauenbund — Kletnreatnerbund — Männer -
vinzeniiusverein — N . S . Wohlsahrtsdieuft — Reichs-
bund der höheren Beamte » — Reichsbund der Kriegs -

- " — " ' " " Hinterbliebenenband — Ehristltche Arbetterhtlse - Deutscher Beamten - beschädigten. Kriegsteilnehmer und Kriegshinterbli
bund — Deutscher Osstzterbulld — Elsab -Lothringischer — Reichsbund der Kinderreichen — ReichSverband
Frauenvereia — Evangelische Gemeinschaft — Evange¬
lischer Jugend - und Wohlfahrtsdtenst — Evangelischer
Ktrchengemetaderat — Evangelischer Ortsverbaud für In -
nere Mission — FrauenviazentiuSverein — Fünfter (vart -
Wischer ) Wohlfahrtsverbaad — Saftwtrteveretn — « e-
Werkschaftsring deutscher Arbeiter -, Angestellten - und
Beamtenverbände — Haadelskammer — HandwerkSlam -
mer — Heilsarmee — Israelitischer Frauenverein —
Israelitisch « Bemeinde — Israelitische ReltgionSgefell -

. . .. . > ii l«
scher Dentisten — Reichsverband deS deutschen Grob - und
Überseehandels — Reichsverband Deutscher Zahnärzte —
Rektor und Senat der TechnischenHochschule— Stadtrat —
Etadtverordaetenvorstand — Städtisches Fürsorgeamt —
Verband Badtscher Holzinduftrteller - Verein Arbeiter -

— Berein für Frauenbewegung — » ereinWohlfahrt
Karlsruher Ärzte — Verein Karlsruher Breffe — » er -
etatgung Karlsruher Zettungsv r̂leger — Zentralverbaad
der Arbeit «!nvaliden «ad Witwen Deutschlands .

Spende « nehme » e « tgege « ! Postscheckkonto WIM , die hiesigen » ante« , die Städtische SVartasse, die StadthaiNttkafse,
die Expeditionen der hiesige« Zeitungen , die Geschäftsstelle der Notgemeinschaft, Gartenftra»- Nr. 47. Ker«rnf 529

Druck V . Braun , Karlsruhe
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